Unia fordert Solidarität statt Stellenabbau
Die Geschäftsleitung der Electrolux will im Produktionswerk Schwanden (GL) einen Drittel der Beschäftigten entlassen. Die Unia lehnt diese Massenentlassung ab und verlangt stattdessen die Einführung von Kurzarbeit oder eines Solidaritätsmodells.
Electrolux will in Schwanden 80 von 230 Stellen abbauen. Das Management begründet diese Massnahmen mit der Frankenstärke und einem entsprechenden Rückgang bei den Exporten. Ein Teil der Arbeitsplätze soll nach Italien ausgelagert werden. 
Die Unia lehnt diese angekündigten Massnahmen entschieden ab. Sie wird im nun anlaufenden Konsultationsverfahren zusammen mit der Personalkommission und der Belegschaft Alternativvorschläge einreichen, welche die Abbaumassnahmen überflüssig machen. Insbesondere verlangt die Unia statt Entlassungen die Einführung von Kurzarbeit oder eines Solidaritätsmodells, das ebenfalls während 18 Monaten durch die Arbeitslosenversicherung unterstützt werden kann. 
Dieses Modell, welches die vorhandene Arbeit effizient auf Teilzeitstellen verteilt, wurde in anderen Unternehmen schon erfolgreich angewendet. Damit kann das wertvolle Knowhow im Betrieb erhalten werden. Die Unia fordert die verantwortlichen Glarner Regierungsbehörden auf, diese Lösungsvorschläge aktiv zu unterstützen. 
Industriepolitik für den Kanton Glarus
Der Fall Electrolux ist ein Beispiel dafür, dass die verantwortlichen Behörden auch über kurzfristige Rettungsmassnahmen hinaus mehr für den Industriestandort Glarus tun müssen. Es braucht eine aktive Industriepolitik, welche die Arbeitsplätze in den Glarner Industriebetrieben langfristig sichert. Die Unia verlangt, dass die Kantonsregierung sofort entsprechende Gespräche mit den Sozialpartnern im Kanton aufnimmt. 
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Unia Ostschweiz-Graubünden online, 25.10.2012.
Unia Ostschweiz-Graubünden > Industriepolitik. GL Kanton. 25.10.2012.
